
Der Bundestag hat das Familienstärkungsgesetz auf 

den Weg gebracht mit Maßnahmen zur Bekämpfung 

von Kinderarmut.  

Mit Verbesserungen beim Kinderzuschlag und beim 

Bildungs- und Teilhabepaket werden zentrale Forde-

rungen von CDU und CSU in dem Gesetz umgesetzt. 

Die Maßnahmen verbessern die Situation vieler Fami-

lien. "Nicht wie von einigen Parteien gewünscht im 

Gießkannenprinzip", so der familienpolitische Spre-

cher der Unionsfraktion, Marcus Weinberg, sondern 

gezielt und passgenau. Familien mit geringem Einkom-

men würden noch besser unterstützt und somit auch die 

Chancen der Kinder auf Bildung und Teilhabe ausge-

baut. „Durch die geplanten Erleichterungen und Erwei-

terungen beim Kinderzuschlag vergrößern wir nicht 

nur den engen finanziellen Spielraum der betreffenden 

Familien, sondern schaffen auch Erwerbsanreize für 

Eltern", so Weinberg. 

Für finanzschwache Familien heißt das konkret: Der 

Kinderzuschlag wird auf 185 Euro erhöht. "Wir schaf-

fen die Höchsteinkommensgrenze ab, so dass die Leis-

tung künftig nicht mehr abrupt endet, sondern mit stei-

gendem Einkommen schleichend ausläuft und wir er-

leichtern die Antragstellung des Kinderzuschlages we-

sentlich", erklärt Weinberg. "Wer zusätzliches Ein-

kommen verdient, darf künftig mehr davon behalten." 

„CDU und CSU halten Wort", so kommentiert auch 

Maik Beermann, als Berichterstatter für dieses Thema 

zuständig. "Wir unterstützen und entlasten diejenigen, 

die arbeiten und Kinder erziehen. Wir helfen insbeson-

dere Familien und Alleinerziehenden mit klei-
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Riedlinger Schüler in Berlin 

Am Dienstag besuchten Schülerinnen und Schüler der 

Joseph-Christian-Gemeinschaftsschule in Riedlingen 

Josef Rief im Bundestag. Nach der Diskussion führte 

Rief die Besucher durch die Gebäude des Bundestages. 

Im Anschluss gab es einen Vortrag auf der Besuchertri-

büne im Plenarsaal und danach ging es auf die Reichs-

tagskuppel. ■ 

Marcus Weinberg, Familienpolitischer Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion in dieser Woche im Plenum 

Josef Rief ist auf Facebook mit 
Profil und Fan-Page unter: 
www.facebook.com/josefriefmdb 
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Der angekündigte Sprechtag am 26. März 
muss leider entfallen! 

http://www.facebook.com/josefriefmdb
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Carl-Lämmle-Produzentenpreis in Laupheim 

In Laupheim wurde der Carl-Lämmle-Produzentenpreis 

2019 vergeben. Diesjähriger Preisträger ist der Produ-

zent von Filmen wie „Lola rennt“ und „Good Bye, 

Lenin!“, Stefan Arndt, der auch die aktuelle Erfolgsse-

rie „Babylon Berlin“ produziert hat. Josef Rief konnte 

persönlich gratulieren. Foto: B.Volkholz ■ 

nem Einkommen. Wir schaffen beispielsweise die Ei-

genanteile für Mittagessen und Schulbeförderung ab 

und ermöglichen einen leichteren Zugang zu Lernför-

derung", so Beermann. Der Unionspolitiker freut sich 

besonders, dass es gelungen sei, an vielen Stellen büro-

kratische Hemmnisse zu beseitigen, die Leistungen 

insgesamt zu erhöhen und den Erwerbsanreiz zu stär-

ken. "Und wir machen den Weg frei für die Digitalisie-

rung der Anträge auf das Bildungs- und Teilhabepaket 

beim Kinderzuschlag – auf ein Schriftformerfordernis 

wird nun verzichtet.“  ■  
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Kabinett beschließt Eckwerte zum Haushalt 2020   

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch die Eckwerte für 

den Haushalt 2020 und für den Finanzplan bis zum Jahr 

2023 beschlossen. Damit ist der Rahmen abgesteckt für 

die regierungsinterne Erarbeitung des Gesetzentwurfs 

für den Haushaltsplan 2020, den das Kabinett im Som-

mer ins Verfahren geben wird. Wie üblich wird der 

Deutsche Bundestag im Herbst dieses Jahres sein 

„Königsrecht“ - das Haushaltsrecht - ausüben und den 

Haushalt 2020 beraten und beschließen. Erst dann wer-

den verbindliche Entscheidungen getroffen.  

Der Finanzplan setzt die künftigen Schwerpunkte und 

bildet die Grundlage für die folgenden Haushaltsauf-

stellungen. Der Finanzplan sieht Mehrausgaben vor 

allem bei Sozialleistungen vor. Die Zuwächse in den 

Bereichen Verteidigung und Entwicklungshilfe sind 

dagegen moderat. ■ 

Bundestag verlängert Bundeswehreinsätze   

In Namentlichen Abstimmungen hat der Bundestag in 

dieser Woche verschiedene Auslandseinsätze der Bun-

deswehr verlängert.  

Fortgesetz wird die Beteiligung an der Nato-geführten 

Mission „Resolute Support“ in Afghanistan, wo die 

Bundeswehr in der Ausbildung der Afghanischen 

Streitkräfte aktiv ist. Insgesamt bleibt das Mandat auf 

bisherigem Niveau von max. 1.300 Soldaten. 

Verlängert wird auch die Operation „Sea Guardian“ im 

Mittelmehr mit 650 Soldaten zur Seeraumüberwa-

chung, zum Lagebildaustausch, zum maritimen Kampf 

gegen den Terrorismus und zur Beschränkung des Waf-

fenschmuggels. 

Um ein Jahr verlängert wurden ebenfalls die Einsätze 

der Vereinten Nationen in Afrika, im Südsudan 

(UNMISS) und in Darfur (UNAMID) ■ 

Freiwilligendienst in Teilzeit möglich  

Wer sich beim Jugendfreiwilligendienst oder dem Bun-

desfreiwilligendienst engagiert, kann das jetzt auch in 

Teilzeit tun. Das hat der Bundestag auf Drängen der 

Unionsfraktion beschlossen. Bislang war die Arbeit im 

Freiwilligendienst nur in Vollzeit möglich -  wer unter 

27 Jahre alt ist und sich gesellschaftlich engagiert, der 

wird das künftig auch in Teilzeit tun kön-

nen. Mindestens 20 Wochenstunden sind möglich. Vo-

raussetzung ist, dass ein berechtigtes Interesse des Frei-

willigen nachgewiesen werden kann und die Einsatz-

stelle einverstanden ist. Das kann sein, wenn der Frei-

willige das eigene Kind oder einen nahen Angehörigen 

betreut, schwerbehindert ist oder aus anderen gesund-

heitlichen Gründen den Freiwilligendienst nicht in 

Vollzeit leisten kann. ■ 


